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1 Anlass und Ziel der Planung 

In der Gemeinderatssitzung der Gemeinde Ilvesheim vom xxx wurde der 

Aufstellungsbeschluss zur Teiländerung des Bebauungsplanes „Mahr-

grund“ für den Teilbereich „Ludwigshof“ gefasst. Der rechtskräftige Bebau-

ungsplan „Mahrgrund“ von 1964 weist allgemeine Wohngebiete aus. Im Be-

reich der Teiländerung wird im Wesentlichen der damalige Gebäudebe-

stand dargestellt. Westlich an den Planbereich grenzt das Areal eines ehe-

maligen Tankstellengeländes an, für das bereits in einem früheren Verfah-

ren eine Teiländerung des Bebauungsplanes zur Realisierung einer bauli-

chen Nachverdichtung vorgenommen wurde. 

Das Plangebiet der Teiländerung weist in Teilen einen älteren Bestand an 

Gebäuden auf, welche in der bestehenden Form nicht mehr genutzt werden 

– hierzu zählt insbesondere die ehemalige Speisegaststätte „Ludwigshof“ 

an der Feudenheimer Straße sowie eine Trafostation der öffentlichen 

Stromversorgung an der Straße „Im Mahrgrund“. 

Für das Plangebiet der Teiländerung liegen Anfragen für eine neue Bebau-

ung nach Abriss der alten Gebäude vor. Um diese bestehenden Grund-

stücksflächen im Sinne der Schaffung von Wohnraum auszunutzen und 

eine geordnete Entwicklung in diesem Bereich zu ermöglichen, ist eine Tei-

länderung des Bebauungsplanes von 1964 für den entsprechenden Teilab-

schnitt erforderlich. 

2 Wahl des Verfahrens 

Die Teiländerung des Bebauungsplans „Mahrgrund“ für den Teilbereich 

„Ludwigshof“ wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Be-

bauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.  

Voraussetzung für das beschleunigte Verfahren nach §13a  Abs. 1 Nr. 1 

BauGB  ist, dass in dem Bebauungsplan 

• eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunut-

zungsverordnung oder eine Größe der Grundfläche von insgesamt 

weniger als 20 000 m2 

festgesetzt wird. 

Die Teiländerung des Bebauungsplanes für den Bereich „Ludwigshof“ erfüllt 

die genannten Bedingungen. 

Die Teiländerung des Bebauungsplans bildet die Grundlage für eine neue 

Bebauung. Bei der Planungsabsicht handelt es sich weder um ein UVP-

pflichtiges Vorhaben, noch sind europäische Vogelschutzgebiete oder FFH-

Gebiete betroffen. Eine Beeinträchtigung von Schutzgebieten im Sinne von 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB liegt nicht vor. 
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Im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB wird: 

• von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 

• vom Umweltbericht nach § 2a BauGB, 

• von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten um-

weltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie 

• von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und 

§ 10 Abs. 4 BauGB 

abgesehen. 

Im Rahmen der vorliegenden Planung ebenfalls nicht erforderlich sind: 

• Monitoringmaßnahmen nach § 4c BauGB, und  

• eine Bilanzierung sowie ein Ausgleich eventueller Eingriffe in Natur 

und Landschaft. 

Die Auswirkungen der Planung auf die Umwelt sind auch weiterhin abwä-

gungspflichtig, wobei die formalen Anforderungen, die mit der förmlichen 

Umweltprüfung verbunden sind, entfallen. Als Grundlage für die Abwägung 

werden die Auswirkungen der Planung auf die Umweltgüter und die Be-

lange des Artenschutzes zusammenfassend dargestellt. 
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3 Lage im Raum und Geltungsbereich 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der bestehenden Siedlungsflächen 

der Gemeinde Ilvesheim (Rhein-Neckar-Kreis) in dem nördlich des 

Neckarkanals gelegenen Ortsteil Nord. Die Lage des Plangebiets ist in Abbil-

dung 1 dargestellt. 

 

Abbildung 1: Lage des Geltungsbereichs im Gemeindegebiet  

(Grundlage: Topographische Karte)  

 

Der Geltungsbereich der Teiländerung hat eine Fläche von 2.429 m² und 

besteht aus den Flurstücken Nr. 1757/4, 1757/8, 1757/11, 1757/12, 1757/14 

und 1757/18 sowie einen kleinen Teilbereich von 2899/13, alle auf der Ge-

markung Ilvesheim (s. Planzeichnung). 
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Abbildung 2: Grenze des Geltungsbereichs der Teiländerung des Bebauungsplans (rot) 

(Grundlage: rechtskräftiger Bebauungsplan „Mahrgrund“) 

 

Die südliche Grenze des Plangebiets der Teiländerung des Bebauungs-

plans (vgl. auch Abbildung 3) verläuft entlang der Feudenheimer Straße 

(L538). Das Grundstück 1757/8 ist derzeit mit zwei Doppelgaragen bebaut. 

Über dieses Grundstück erfolgt der Zugang zu den in zweiter Reihe liegen-

den Grundstücken Nr. 1757/11 und Nr. 1757/12 (Feudenheimer Straße 4 

und 4a).  

Auf dem Grundstück 1757/14 (Feudenheimer Straße 2) befindet sich die 

ehemalige Speisegaststätte „Ludwigshof“. Das benachbarte Grundstück 

1757/4 liegt an der Straße „Im Mahrgrund“ und ist von dieser aus erschlos-

sen. Auf diesem Grundstück befindet sich Wohnbebauung. Auf dem nördli-

chen Teil dieses Grundstücks wird zum Zeitpunkt der Planerstellung ein 

baurechtlich genehmigtes Wohngebäude errichtet, in das die dort vorhan-

dene ehemalige Trafostation der öffentlichen Stromversorgung integriert 

wird. Dieses Gebäude an der Straße „Im Mahrgrund“ greift mit einem als 

Durchgang gestalteten Gebäudevorsprung auf das angrenzende Flurstück 

2899/13 über. Der betreffende Teilbereich des Flurstücks ist in das Plange-

biet mit einbezogen. 
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Abbildung 3: Geltungsbereich des Bebauungsplans (rot) überlagert mit der Luftbildkarte 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des Sanierungsgebietes 

„Nördlich des Kanals/Feudenheimer Straße“, das mit Satzung vom 

07.07.2011 förmlich festgelegt wurde (vgl. Abbildung 4).  

 

Abbildung 4: Lage innerhalb des Geltungsbereiches der Sanierungssatzung „Nördlich des 

Kanals/Feudenheimer Straße“  
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4 Planungsvorgaben 

4.1 Rechtsgrundlagen  

Bei der Erstellung des Bebauungsplanes sind insbesondere folgende 

Rechtsgrundlagen zu berücksichtigen: 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-

vember 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 

2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden 

ist. 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 

(BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 

2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 

05.03.2010 (GBl. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 

(GBl. S. 170). 

Gemeindeordnung für das Land Baden-Württemberg (GemO) in der 

Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 

Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. S.229, 231).  

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 

(BGBl. I S.2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

08.12.2022 (BGBl. I S.2240). 

 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen planungs- 

und bauordnungsrechtlichen Vorschriften im Geltungsbereich außer Kraft. 

 

4.2 Regionalplan  

Einheitlicher Regionalplan 2020 

Die Raumnutzungskarte des gültigen Einheitlichen Regionalplans 2020 

stellt die Flächen des Plangebiets als „Siedlungsfläche Wohnen“ dar. In der 

derzeit im Verfahren befindliche Änderung des Einheitlichen Regionalplans 

gibt es keine Veränderung dieser Ausweisung. Die Festlegungen für die 

Entwicklung von Wohnbauflächen im Bebauungsplan sind daher konform 

mit den Zielen der Regionalplanung. 
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Abbildung 5: Auszug Raumnutzungskarte Einheitlicher Regionalplan 2020 

 

4.3 Gültiger Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) 2015/2020 des Nachbarschaftsverbandes 

Heidelberg-Mannheim stellt das Plangebiet als Wohnbaufläche (W) im Be-

stand dar. Im Bereich der ehemaligen Tankstelle sind Altlastenverdachts-

flächen markiert. 

Die Fortschreibung des FNP 2015/2020 befindet sich derzeitig im Verfah-

ren; hierbei werden keine Änderungen an der Festlegung erwartet. Der Be-

bauungsplan wird daher aus dem Flächennutzungsplan abgeleitet. Eine Än-

derung ist nicht erforderlich. 

 

4.4 Örtliches Baurecht und sonstige planerische Vorgaben  

Der rechtskräftige Bebauungsplan „Mahrgrund“ aus dem Jahre 1964 legte für 

die damalige Entwicklung des Siedlungsbereichs nach Norden die städte-

baulichen Zielsetzungen fest und umfasst einen größeren Bereich zwischen 

der Straße „Im Mahrgrund“ und der Wallstadter Straße. Der Bebauungsplan 

„Mahrgrund“ sieht hierbei für den Großteil des Geltungsbereichs Wohnbe-

bauung (allgemeines Wohngebiet WA) vor (vgl. Abbildung 2). 

Im Bereich der Teiländerung wurde die bereits bestehende Bebauung auf 

den damaligen Flurstücken 1757/4, 1757/8, 1757/11 und 1757/12 in den 
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Bebauungsplan übernommen. Parallel zur Straße „Im Mahrgrund“ wurde 

eine Baulinie festgesetzt. 

Eine von den Festsetzungen abweichende Bebauung würde nur unter Be-

freiungen möglich sein. Aufgrund einer geplanten baulichen Entwicklung 

soll daher für diesen Teilbereich und die angrenzenden Grundstücke die 

hier vorliegende Teiländerung des Bebauungsplanes erfolgen. 

Die Festsetzungen zur Ermöglichung einer baulichen Nachverdichtung und 

Lückenschließung entsprechen den Zielen der städtebaulichen Sanierungs-

maßnahme sowie dem übergeordneten Leitbild der Gemeinde, „Ilvesheim 

2020“. Eine Mischung von Wohnen, Arbeit und Versorgung gemäß den Zie-

len des Regionalplans wird dabei ebenfalls angestrebt. 

 

5 Bestand 

5.1 Städtebauliche Situation 

Entlang der Feudenheimer Straße besteht auf der südlichen Seite (gegen-

über dem Plangebiet) eine vergleichsweise homogene Wohnbebauung mit 

zumeist giebelständigen Gebäuden in vorwiegend zweigeschossiger Bau-

weise. Die Gebäude wurden zu großen Teilen in den 1950er bis -70er Jah-

ren errichtet.  

Auf der nördlichen Seite der Feudenheimer Straße herrscht eine weniger 

homogene Bebauung vor. Es handelt sich um vorwiegend traufständige 

Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser; zum Teil wurde hierbei an einen älteren 

Baubestand angebaut. Die Wohngebäude, einzelne mit Ladengeschäften, 

sind vorwiegend zweigeschossig und weisen rückseitig größere Garten-

grundstücke bzw. privaten Freiflächen auf. Auf vielen Grundstücken sind 

Nebengebäude, überwiegend Garagen vorhanden. Einige Gebäude wur-

den in den 1980er und -90er Jahren errichtet bzw. umgebaut. Eine neue 

Bebauung an der Feudenheimer Straße befindet sich westlich angrenzend 

an das Plangebiet. Hier wurde auf dem Gelände der ehemaligen Tankstelle 

ein größeres Wohn- und Geschäftshaus (Feudenheimer Str. 6+6a) errichtet 

(Fertigstellung ca. 2018). 

Innerhalb des Plangebietes liegt an der Feudenheimer Straße (von West 

nach Ost) zunächst ein Grundstück mit einer Garagenbebauung. Rückwär-

tig zu dieser Garagenbebauung befindet sich das dazugehörige Doppel-

haus. Östlich der Garagenbebauung schließt das Gebäude der ehemaligen 

Speisegaststätte „Ludwigshof“ an. Es handelt sich um ein zweigeschossi-

ges Gebäude (Baujahr ca. 1930) mit ausgebautem Dachgeschoss (Walm-

dach mit Dachgauben) und einem nachträglichen Anbau für den Gaststät-

tenbetrieb mit Flachdach aus den 1960/70ern (s. Abbildung 6). Der Lud-

wigshof wurde rund 45 Jahre als Gaststätte betrieben und steht seit 2015 

leer.  
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Abbildung 6: Ehemalige Speisegaststätte „Ludwigshof“; links der Neubau von 2018  

(Quelle: Regioplan, Oktober 2023) 

 

In der hier vorliegenden Teiländerung des Bebauungsplanes werden Hö-

henentwicklung und Dichte der angrenzenden Bebauung durch die neuen 

Festsetzungen aufgenommen. In Abbildung 7 ist die mögliche städtebauli-

che Struktur einer Neubebauung an der Feudenheimer Straße mit einem 

Wohn- und Geschäftshaus dargestellt. 

Auch die sonstigen bestehenden Gebäude liegen innerhalb der neu geplan-

ten Baufenster, um eine bauliche Entwicklung einschließlich der Abstands-

flächen, Zufahrten sowie Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zu sichern.  

 

Abbildung 7: Städtebaulicher Entwurf – mögliche Bebauung an der Feudenheimer Straße 

(Quelle: Regioplan)  
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5.2 Erschließung 

Die Grundstücke im Geltungsbereich sind verkehrlich an die Feudenheimer 

Straße (L538) sowie die Ortsstraße „Im Mahrgrund“ angebunden.  

Die Anbindung an die örtliche Wasserversorgung und die bestehende 

Mischwasserkanalisation ist mit entsprechender Leistungsfähigkeit sicher-

gestellt. In den angrenzenden Straßen liegen die Medien zur Ver- und Ent-

sorgung. Zur Sicherung der Erschließung hinten liegender Grundstücke 

werden Geh-, Fahr und Leitungsrechte für die Anlieger bzw. Versorger im 

Bebauungsplan festgelegt. 

Die Erschließung der hinten liegenden Grundstücke 1757/11 und 1757/12 

wird über ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf dem angrenzenden, an der 

Feudenheimer Straße gelegenen Grundstück 1757/8 planerisch gesichert, 

ohne eine hierzu berechtigende Grunddienstbarkeit. 

Auch für den hinteren Teil des Grundstücks 2899/13 wird ein Zugang zur 

Straße „Im Mahrgrund“ durch ein Geh- und Fahrrecht planerisch gesichert, 

ohne eine hierzu berechtigende Grunddienstbarkeit. 

 

5.3 Altlasten 

Auf dem westlich an das Plangebiet angrenzenden Grundstück Feudenhei-

mer Straße 6 (1757/15) bestanden Altlasten/Altstandorte. Hier befanden 

sich seit 1953 (bis 1997) eine Kfz-Reparaturwerkstätte, ab 1963 zusätzlich 

eine Tankstelle, die bis 1986 betrieben wurde. Insbesondere im Zuge der 

Bebauung der Grundstücke (Neubau Feudenheimer Straße 6/6a) wurden 

entsprechende Maßnahmen zur Beseitigung der Altlasten vorgenommen. 

Im Plangebiet ist ein Vorkommen von Altlasten nicht bekannt. 

Die im Rahmen von Abbruch, Flächenentsiegelung oder der Bauausfüh-

rung gegebenenfalls zu beachtenden Aspekte sind als Hinweise aufgenom-

men. 

 

5.4 Kampfmittel 

Eine Prüfung auf Kampfmittelfreiheit ist noch nicht erfolgt. 

 

5.5 Gewässer- und Grundwasserschutz 

Das Areal liegt im Wasserschutzgebiet WSG 038 Zone IIIa (weiteres 

Schutzgebiet). 

Für eine mögliche Versickerung/Teil-Versickerung von Niederschlagswas-

ser ist u. a. die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr Ba-

den-Württemberg über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswas-

ser vom 22.03.1999 maßgebend. Nach § 45b Abs. 3 Wassergesetz für 
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Baden-Württemberg muss die Versickerung schadlos und mit vertretbarem 

Aufwand erfolgen. 

In den angrenzenden Straßen ist ein Mischwasserkanal vorhanden. Der An-

schluss der Grundstücke an ein Trennsystem ist ebenso wenig möglich, wie 

die Ableitung des anfallenden Regenwassers in ein Oberflächengewässer. 

Inwieweit eine Versickerung schadlos möglich ist, kann nur in Abhängigkeit 

von den tatsächlichen Bodenverhältnissen geklärt werden. Eine zwingende 

Vorgabe zum Umgang mit dem Regenwasser soll daher im Bebauungsplan 

nicht getroffen werden. Sollten die privaten Eigentümer die anfallenden Re-

genwassermengen auf den Grundstücken zur Versickerung bringen, sind 

entsprechende wasserrechtliche Genehmigungen beim Landratsamt 

Rhein-Neckar-Kreis/ Wasserrechtsamt zu beantragen. 

 

6 Planinhalte des Bebauungsplanes 

6.1 Begründung der schriftlichen Festsetzungen  

• Art der baulichen Nutzung, § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i. V. m. §§ 4, 6 

BauNVO 

Entsprechend der aktuell bestehenden Nutzung wird im Geltungsbereich 

der Teiländerung für die Grundstücke 1757/11, 1757/12, 1757/4 sowie 

2899/13 (teilweise) wie bisher ein allgemeines Wohngebiet (WA) festge-

setzt. 

Für die an der Feudenheimer Straße gelegenen Grundstücke 1757/8, 

1757/14 und 1757/18, die zur Nachverdichtung und als Standort für eine 

Wohn- und Gewerbebebauung vorgesehen sind, wird die Festlegung eines 

Mischgebietes (MI) bestimmt. 

Um Konflikte mit der Wohnnutzung zu vermeiden, werden im Allgemeinen 

Wohngebiet die gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein und § 4 Abs. 3 aus-

nahmsweise zulässigen Nutzungen ausgeschlossen. Durch den Aus-

schluss soll weiterhin die Wohnfunktion gestärkt werden. 

Im Mischgebiet werden die gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässi-

gen Nutzungen – Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten 

–, und die nach § 6 Abs. 3 ausnahmsweise zulässigen Nutzungen ebenfalls 

ausgeschlossen, um Konflikte mit der Wohnnutzung der Umgebung durch 

diese Art von Gewerbenutzung ebenfalls zu vermeiden. 

• Maß der baulichen Nutzung, § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i. V. m. §§ 16, 19 

BauNVO 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im WA und MI durch die maximale 

Grundflächenzahl (GRZ), die Firsthöhe (FH) sowie die Zahl der Vollge-

schosse bestimmt.  
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Um eine Einbindung der bestehenden und geplanten Gebäude in das Sied-

lungsumfeld zu gewährleisten, wird die Zahl der Vollgeschosse im WA auf 

höchstens 2, im MI auf höchstens 3 Geschosse festgelegt. 

Die maximale Grundflächenzahl im WA beträgt 0,4. Diese darf bis zu einer 

GRZ von 0,6 für Vorsprünge, Terrassen, Stellplätze, Garagen und ihre Zu-

fahrten überschritten werden. Die Grundstücksgrößen reichen aus, um die 

erforderlichen Nebennutzungen zu errichten, so dass eine zusätzliche Ver-

siegelung vermieden werden kann. 

Die maximale Grundflächenzahl im MI beträgt 0,6 und darf bis zu einer GRZ 

von 0,8 für Vorsprünge, Terrassen, Stellplätze, Garagen und ihre Zufahrten 

überschritten werden. Damit wird sichergestellt, dass die für ein mögliches 

Wohn- bzw. Geschäftsgebäude notwendige Anzahl an Stellplätzen, ihre Zu-

fahrten und sonstige Nebenanlagen realisiert werden können. 

Mit den festgesetzten Firsthöhen und der Firstrichtung orientiert sich die 

mögliche Bebauung an der Umgebungsbebauung. 

• Bauweise, § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO 

Im Allgemeinen Wohngebiet und Mischgebiet erfolgt die Festlegung der of-

fenen Bauweise. Doppel- und Einzelhäuser können errichtet werden, um 

die gewünschte Grundstücks- und Baustruktur passend zum angrenzenden 

Siedlungsbestand zu ermöglichen. 

• Überbaubare Grundstücksfläche, § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. 

§ 22 BauNVO 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird mit Baugrenzen in der Planzeich-

nung festgesetzt und orientiert sich in ihrer Ausformung an dem Bebau-

ungskonzept und der umgebenden Baustruktur. Die festgesetzten Ab-

standsflächen stellen sicher, dass sich keine Beeinträchtigungen für die 

Nachbargrundstücke ergeben. Im nördlichen Teil des WA werden Baulinien 

entsprechend dem Gebäudebestand nach Norden und zur Straße „Im 

Mahrgrund“ festgesetzt. 

• Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen, § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

i. V. m. §§ 12, 14 und 23 Abs. 5 BauNVO 

Garagen, überdachte Stellplätze (Carports), Stellplätze und Nebenanlagen 

sind im WA nur innerhalb der dafür zeichnerisch festgesetzten Flächen oder 

innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

Um auf den Grundstücken die für eine Wohn- und Gewerbebebauung er-

forderliche Zahl von Stellplätzen zu ermöglichen, sind im MI auch außerhalb 

der überbaubaren Grundstücksfläche überdachte Stellplätze (Carports), 

Stellplätze und Nebenanlagen zulässig. 
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• Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 

BauGB) 

Um das Flurstück 1757/8 für eine vorgesehene Nutzung als öffentliche Ver-

kehrsfläche planungsrechtlich zu sichern, wird die Fläche als Verkehrsflä-

che besonderer Zweckbestimmung „Gehweg“ festgesetzt.  

Die Gemeinde beabsichtigt das derzeit in Privateigentum befindliche 

Grundstück bei einem entsprechenden Bedarf zu erwerben.  

• Geh-, Fahr- und Leitungsrechte, § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

Um die Erschließung der hintenliegenden Grundstücke 1757/11 und 

1757/12 sicherzustellen, wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf dem an 

die Feudenheimer Straße angrenzenden Grundstück 1757/8 eingeräumt. 

Für den hinteren Teil des Grundstücks 2899/13 wird ein Zugang zur Straße 

„Im Mahrgrund“ durch ein Geh- und Fahrrecht gesichert. 

• Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-

den, Natur und Landschaft / Pflanzbindung, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 

BauGB 

Die landschaftsplanerischen Festsetzungen dienen der Minderung und dem 

Ausgleich von Beeinträchtigungen der Funktions- und Leistungsfähigkeit 

des Naturhaushalts. Hierfür werden Vorgaben zu einer Mindestbegrünung, 

zur Vermeidung von Flächenversiegelung und zur grünordnerischen Ge-

staltung nicht baulich genutzter Flächen getroffen. 

Zur Mindestbegrünung der privaten Grundstücke ist die Anlage von Be-

pflanzungen aus standortheimischen Bäumen und Sträuchern sicherzustel-

len. Dabei ist je angefangene 150 m² Grünfläche ein standortheimischer 

Laubbaum 2. oder 3. Ordnung mit ausreichend Abstand zu anderen Bäu-

men zu pflanzen und zu pflegen. Diese Pflanzung ist dauerhaft zu erhalten 

und bei Abgang zu ersetzen. In den Hinweisen zum Planvollzug sind Pflan-

zenlisten als Vorschläge für eine geeignete Pflanzenauswahl enthalten. 

Zur Reduzierung der Flächenversiegelung und zum Erhalt der Versicke-

rungsfähigkeit erfolgen Vorgaben zur Durchlässigkeit der Stellplatzanlagen, 

Wege und Zufahrten. Die internen Stellplätze und Wege auf den Grundstü-

cken sind dabei mit versickerungsfähigen Belägen anzulegen. 

 

6.2 Begründung der Örtlichen Bauvorschriften und Hinweise  

Um bestimmte städtebauliche und gestalterische Absichten zu verwirkli-

chen, können im Bebauungsplan gemäß § 74 Landesbauordnung (LBO) 

Anforderungen beispielsweise an die äußere Gestaltung von baulichen An-

lagen gestellt werden. 
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• Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  

Entsprechend des Ortsbildes sind für die Hauptgebäude im WA Satteldä-

cher mit einer Dachneigung von 35° bis 45° zulässig. Als Ausnahmen der 

Festlegung der Dachform und Dachneigung sind bei untergeordneten 

Dachflächen (Treppenhäuser, Gauben, Dachaufbauten, Vordächer und Ne-

benanlagen) auch Flachdächer und flachgeneigte Dächer zulässig. Dach-

aufbauten sind in die Dachlandschaft einzufügen. Im MI sind Pultdächer mit 

einer Neigung bis 20° zulässig. 

Zur Dacheindeckung sind rote, braune oder graue Ton- oder Betonziegel 

oder gleichfarbige Dachsteine zu verwenden. Zur Eindeckung von Gauben 

ist entweder das Material des Hauptdaches zu verwenden oder ein Material 

zu wählen, dass in seinem Farbton auf das Hauptdach abgestimmt ist. Dä-

cher mit einer Neigung unter 20° und Flachdächer von Nebenanlagen sind 

generell gemäß den Richtlinien der FLL (Forschungsgesellschaft Land-

schaftsentwicklung Landschaftsbau) extensiv zu begrünen und dauerhaft 

begrünt zu erhalten. Ausnahmen werden bis zu einem Gesamtanteil von 

50 % der Gesamtdachfläche zugelassen, wenn die Dachbegrünung im Wi-

derspruch zum Nutzungszweck steht (z. B. Anlagen zur Nutzung erneuer-

barer Energiequellen, Dachflächen für Belichtungszwecke etc.). 

Antennenanlagen bzw. Parabolspiegel-Antennen sind nur an der Dachflä-

che zulässig. Um eine Beeinträchtigung des Ortsbildes zu vermeiden, darf 

pro Gebäude nur eine Antennenanlage bzw. Parabolspiegel-Antenne ange-

bracht werden. 

• Werbeanlagen 

Um Konflikte mit der Wohnnutzung zu vermeiden, sind Werbeanlagen 

grundsätzlich nur an der Stätte der Leistung zulässig. 

• Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen 

Aufgrund der derzeitigen Nutzung sowie der Lage innerhalb der Siedlung 

werden Festlegungen zur Begrenzung der Versiegelung sowie zur Begrü-

nung der Grundstücksfreiflächen getroffen. 

• Einfriedungen 

Um die Einbindung von Einfriedungen in das Ortsbild zu gewährleisten, wur-

den entsprechende Festsetzungen getroffen. Einfriedungen dürfen dabei 

nicht höher als 1,10 m sein und nicht als Mauer, mauerartige Zäune (z. B. 

Gabionen) oder geschlossene Bretterwände ausgeführt werden.  

• Hinweise zum Planvollzug 

Aufgrund der betreffenden gesetzlichen Regelungen sind neben den 

Pflanzlisten (Vegetationsauswahl) auch Hinweistexte zur Archäologie, Ab-

wasserbeseitigung, Altlasten, Kampfmittel und Hochwasserschutz aufge-

nommen.  



Gemeinde Ilvesheim Bebauungsplan „Mahrgrund/Teiländerung ‚Bereich Ludwigshof‘“ Seite 17/22 

MVV REGIOPLAN Begründung / ENTWURF 20.09.2023 

  

7 Flächenbilanz 

 

 Bestand Planung 

Allgemeines Wohngebiet  2.429 m2 1.422 m2 

Mischgebiet  967 m2 

Verkehrsfläche  40 m² 

Teilfläche aus B-Plan „Im Mahrgrund“ 2.429 m2   

Fläche Bebauungsplan  2.429 m2 

Abbildung 8: Flächenbilanz  

 

8 Auswirkungen auf die Umweltgüter  

Die Teiländerung des Bebauungsplans Mahrgrund für den Teilbereich „Lud-

wigshof“ wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a als Bebauungsplan 

der Innenentwicklung aufgestellt. 

Aufgrund der innerörtlichen Lage und der vorhandenen intensiven bauli-

chen Nutzung sind die bestehenden Freiflächen nur von geringer ökologi-

scher Bedeutung. Der Bebauungsplan ermöglicht eine Nachverdichtung im 

Innenbereich zugunsten einer Wohn- und Geschäftsnutzung und erfolgt 

auch im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Mit einer 

Beeinträchtigung der Schutzgüter (Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, Was-

ser, Luft und Klima) ist durch die Planung nicht zu rechnen, da im Wesent-

lichen bereits bebaute Flächen umgenutzt werden. Eine zusätzliche Inan-

spruchnahme von Flächen an anderer, vielleicht sensiblerer Stelle, kann 

vermieden werden. 

Die Teiländerung des Bebauungsplans bildet die Grundlage für neue Be-

bauung. Die Planung begründet hierbei weder ein UVP-pflichtiges Vorha-

ben, noch sind europäische Vogelschutzgebiete oder FFH-Gebiete betrof-

fen. Eine Beeinträchtigung von Schutzgebieten im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 

7b BauGB liegt nicht vor. 

Im beschleunigten Verfahren wird: 

• von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 

• von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, 

• von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten um-

weltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie 

• von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und 

§ 10 Abs. 4 BauGB 

abgesehen. 
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Im Rahmen der vorliegenden Planung ebenfalls nicht erforderlich sind: 

• Monitoringmaßnahmen nach § 4c BauGB 

• eine Bilanzierung sowie ein Ausgleich eventueller Eingriffe in Natur 

und Landschaft. 

Die Auswirkungen der Planung auf die Umwelt sind auch weiterhin abwä-

gungspflichtig, wobei die formalen Anforderungen, die mit der förmlichen 

Umweltprüfung verbunden sind, entfallen. Als Grundlage für die Abwägung 

werden nachfolgend die Auswirkungen der Planung auf die Umweltgüter 

und die Belange des Artenschutzes zusammenfassend dargestellt. 

 

8.1 Schutzgut Mensch 

Nah- und Kurzzeiterholung 

Das Plangebiet umfasst ein bereits bebautes Gebiet im Siedlungsbestand, 

welchem keine besondere Eignung für die Nah- und Kurzzeiterholung zu-

kommt. Auch für angrenzende Bereiche werden Funktionen der Nah- und 

Kurzzeiterholung nicht beeinträchtigt. Eine Beeinträchtigung der Erholungs-

funktion durch das geplante Vorhaben findet nicht statt. 

Schallimmissionen 

Das Plangebiet grenzt an die stark befahrene Feudenheimer Straße (L538); 

somit sind in dem Baugebiet Einwirkungen aus Verkehrslärm möglich. 

Durch die bereits nach dem Lärmaktionsplan der Gemeinde Ilvesheim 

durchgeführten Maßnahmen (Geschwindigkeitsbeschränkung im Nacht-

zeitraum von 22 – 6 Uhr) werden die Lärmemissionen im relevanten Bereich 

der Feudenheimer Straße/Seckenheimer Straße reduziert.  

Das entlang der Feudenheimer Straße festgesetzte MI weist eine geringere 

Empfindlichkeit gegenüber dem Verkehrslärm auf. Durch die im MI mögli-

che höhere Bebauung können die dahinter liegenden Wohngebäude ge-

genüber dem Verkehrslärm zusätzlich abgeschirmt werden. 

Eine Beeinträchtigung des Schutzguts Mensch durch Schallimmissionen 

wird durch Einhaltung entsprechender Vorkehrungen vermieden. 

Fazit Schutzgut Mensch 

Auswirkungen und Beeinträchtigungen des Schutzguts Mensch werden 

nicht festgestellt. 

 

8.2 Schutzgut Landschaft 

Dem Plangebiet kommt keine besondere Bedeutung hinsichtlich des umge-

benden Orts- oder Landschaftsbildes zu. Da es sich um einen bereits be-

bauten Bereich handelt, tritt keine erhebliche Änderung im Sinne einer Be-

einträchtigung des Ortsbildes ein.  



Gemeinde Ilvesheim Bebauungsplan „Mahrgrund/Teiländerung ‚Bereich Ludwigshof‘“ Seite 19/22 

MVV REGIOPLAN Begründung / ENTWURF 20.09.2023 

  

Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaft wird nicht gesehen.  

 

8.3 Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Für das Schutzgut Pflanzen und Tiere werden keine Beeinträchtigungen er-

mittelt. Das Plangebiet befindet sich im bereits bebauten Siedlungsbereich. 

Lebensraum für Tiere und Pflanzen besteht lediglich in den Hausgärten. Die 

vorhandenen Gärten bleiben als möglicher Lebensraum für Pflanzen und 

Tiere bei der Umsetzung des Bebauungsplanes erhalten. Insgesamt wer-

den für das Schutzgut Tiere und Pflanzen bei Umsetzung des Bebauungs-

planes keine Beeinträchtigungen gesehen.  

Die Belange des Artenschutzes werden gesondert unter Kapitel 9 behan-

delt. 

 

8.4 Schutzgut Wasser 

Für eine mögliche Versickerung/Teil-Versickerung von Niederschlagswas-

ser ist u. a. die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr Ba-

den-Württemberg über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswas-

ser vom 22.03.1999 maßgebend. Nach § 45b Abs. 3 Wassergesetz für Ba-

den-Württemberg muss die Versickerung schadlos und mit vertretbarem 

Aufwand erfolgen. In der Feudenheimer Straße existiert ein Mischwasser-

kanal. Der Anschluss der Grundstücke an ein Trennsystem ist ebenso we-

nig möglich wie die Ableitung des anfallenden Regenwassers in ein Ober-

flächengewässer. Inwieweit eine Versickerung schadlos möglich ist, kann 

nur in Abhängigkeit von den tatsächlichen Bodenverhältnissen geklärt wer-

den. Eine zwingende Vorgabe zum Umgang mit dem Regenwasser soll da-

her im Bebauungsplan nicht getroffen werden. Sollten die privaten Eigentü-

mer die anfallenden Regenwassermengen auf den Grundstücken zur Ver-

sickerung bringen, sind entsprechende wasserrechtliche Genehmigungen 

beim Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis/ Wasserrechtsamt zu beantragen. 

Durch Einhaltung der entsprechenden Vorgaben werden Beeinträchtigun-

gen von Gewässern sowie des Grundwassers vermieden. 

 

8.5 Schutzgut Boden 

Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden entstehen durch die Inan-

spruchnahme und Versiegelung offener Bodenfläche für die Bebauung. 

Diese Beeinträchtigungen können nicht vollständig vermieden werden. 

Durch entsprechende Vorgaben des Bebauungsplanes zur Flächengestal-

tung von Gärten, Zufahrten und Stellplätzen werden diese Beeinträchtigun-

gen so gering wie möglich gehalten. 
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8.6 Schutzgut Klima und Luft 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine bereits bebaute Innenbereichs-

fläche. Änderungen, die zu Beeinträchtigungen hinsichtlich der Schutzgüter 

Klima und Luft führen, sind nicht zu erwarten. 

 

8.7 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Durch die Beanspruchung von Bodenflächen können kleinräumig Wechsel-

wirkungen mit den Schutzgütern Tiere und Pflanzen sowie Wasser entste-

hen.  

 

8.8 Fazit Umweltauswirkungen 

Für die Teiländerung des Bebauungsplans Mahrgrund „Bereich Ludwigs-

hof“ wurde als Grundlage für die Abwägung eine Darstellung der zu erwar-

tenden Auswirkungen auf die Umwelt-Schutzgüter gegeben. 

Durch die Bebauung entsteht für das Schutzgut Boden eine gewisse Beein-

trächtigung durch die Inanspruchnahme offener Bodenfläche. Diese Beein-

trächtigung kann im Rahmen des Bebauungsplanes nicht durch eine ent-

sprechende Entsiegelung von Flächen ausgeglichen werden. 

Für das Schutzgut Mensch sowie für die weiteren Umweltschutzgüter Tiere 

und Pflanzen, Landschaft sowie Wasser, Klima und Luft werden keine er-

heblichen Beeinträchtigungen festgestellt. 

Die Belange des Artenschutzes werden nachfolgend dargestellt. 

 

9 Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes 

Im Rahmen des § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG ist eine artenschutzrechtliche 

Prüfung für Planungs- und Zulassungsverfahren vorgeschrieben. Daher 

sind für den Bebauungsplan „Mahrgrund/Teiländerung ‚Bereich Ludwigs-

hof‘“ die Belange des Artenschutzes zu berücksichtigen. Dabei stehen der 

Erhalt der Populationen einer Art sowie die Sicherung der ökologischen 

Funktion der Lebensstätten im Vordergrund. Insgesamt konzentriert sich 

das Artenschutzregime bei Planungs- und Zulassungsverfahren auf die eu-

ropäisch geschützten FFH-Anhang-IV-Arten und die europäischen Vogelar-

ten. 

Durch die vorliegende Teiländerung treten keine wesentlichen Änderungen 

an der bestehenden Habitatstruktur für geschützte Arten ein. Eine Durch-

führung von Baumaßnahmen ist auch auf Grundlage des bestehenden, 

rechtskräftigen Bebauungsplanes „Mahrgrund“ bereits möglich, wird jedoch 

nicht die gesamte Fläche betreffen. 
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9.1 Beschreibung des Standortes und Ausführungen zu den ge-
schützten Arten 

Bei dem Plangebiet „Mahrgrund/Teiländerung ‚Bereich Ludwigshof‘“handelt 

es sich um ein innerörtliches Gebiet, welches bereits seit längerer Zeit be-

baut ist. Neben den vorhandenen Gebäuden und Nebenanlagen (insb. Ga-

ragen) ist der Bestand geprägt von befestigten (insb. gepflasterten) Flächen 

der Zufahrten, Wege und Terrassen, sowie von gärtnerisch angelegten 

Hausgärten. An das Plangebiet grenzen Verkehrsflächen sowie weitere be-

baute Siedlungsflächen an. Durch gärtnerische Nutzungen besteht für die 

Freiflächen ein stetiger Wandel. Mit einem natürlichen Vorkommen ge-

schützter Pflanzenarten ist in diesem Umfeld nicht zu rechen. Auch an dem 

geringen vorhandenen Baumbestand sind keine Hinweise auf das Vorhan-

densein von Nist- und Bruthöhlen zu erkennen. Als eine Kurzzeitgartenbra-

che sind die Strukturen im Außenbereich der ehemaligen Speisegaststätte 

zu betrachten. Eine kleine Reihe mit Sträuchern als Spontanaufwuchs be-

sitzt ein geringes Bestandsalter und keine Merkmale erhöhter Lebensraum-

qualität. 

Aus den tatsächlich vorhandenen Strukturen und Nutzungen bestehen 

keine Hinweise auf das Vorkommen geschützter Arten im Plangebiet. Auch 

liegen hierzu keine sonstigen Informationen mit entsprechenden Hinweisen 

auf das Vorkommen geschützter Arten vor. Auf die Durchführung einer de-

taillierten Artenschutz-Vorprüfung bzw. einer eingehenden Artenschutzprü-

fung wird daher verzichtet. 

 

9.2 Betrachtung der einzelnen Artengruppen 

Zu einzelnen geschützten Artengruppen ist festzuhalten: 

Säugetiere 

Für ein größeres Vorkommen von Fledermausarten im Plangebiet gibt es 

keine Hinweise. Ein Vorkommen einzelner Individuen kann auch im be-

wohnten Umfeld nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. Ein solches 

Vorkommen kann dabei zeitlichen Änderungen unterliegen. Im Rahmen von 

Baumaßnahmen – insbesondere bei Fäll- oder Abbrucharbeiten – sollten 

daher bestehende Strukturen und Gebäude auf das Vorkommen von Fle-

dermäusen zur Vermeidung von Konflikten kontrolliert werde. Für das Vor-

kommen weiterer geschützter Säugetierarten bestehen keine Hinweise. 

Vögel 

Für das Plangebiet sind keine Hinweise auf das Vorkommen geschützter 

Vogelarten bekannt. Aufgrund der räumlichen Bedingungen – geringe Aus-

dehnung der Freiflächen –, vorwiegend gärtnerische Nutzung, geringer Auf-

wuchs von Bäumen und Sträuchern sowie Störung durch bewohnte Ge-

bäude und angrenzende Straßen weist das Plangebiet für die meisten Arten 
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keine Habitateignung auf. Für keine der planungsrelevanten Vogelarten be-

sitzt das Plangebiet eine besondere Lebensraumfunktion als Brut- oder 

Rückzugsstätte oder zur Nahrungssuche, deren Wegfall den Bestand der 

Art oder von einzelnen Individuen gefährden könnte. 

Zum Schutz von Arten und Lebensstätten sind die gesetzlichen Bestimmun-

gen zu Fäll- und Rodungszeiten bei der Durchführung entsprechender Maß-

nahmen zu beachten. Fäll- und Rodungsarbeiten sind in den Monaten März 

bis September in der Regel gesetzlich verboten. 

Amphibien 

Aufgrund der Flächenausprägung mit intensiver Nutzung und dem Fehlen 

entsprechender Habitatstrukturen ist ein Vorkommen geschützter Amphi-

bienarten nicht zu erwarten. 

Reptilien 

Für ein Vorkommen der geschützten Zauneidechse bestehen derzeit keine 

Hinweise. Aufgrund der eher intensiven Nutzung der Freiflächen und feh-

lender Versteckstrukturen wird im Plangebiet keine besondere Habitateig-

nung gesehen, ein Vorkommen von Individuen ist dabei jedoch nicht grund-

sätzlich auszuschließen. Da Baumaßnahmen im Plangebiet jeweils nur auf 

einzelnen Teilflächen zu erwarten sind, können Individuen während der Ak-

tivitätszeit hierbei auf benachbarte Teilflächen ausweichen. Vor dem Beginn 

von Baumaßnahmen sollten vorhandene Strukturen jedoch auf ein Vorkom-

men von Zauneidechsen überprüft werden. Im Plangebiet sind keine Struk-

turen für ein Vorkommen weiterer geschützter Reptilienarten erkennbar. 

 

9.3 Fazit Artenschutz 

Für das Plangebiet bestehen aufgrund der Flächencharakteristik, der feh-

lenden Habitateignung sowie der allgemeinen Standortausprägungen keine 

Hinweise auf das Vorkommen geschützter Arten. Ebenso bestehen keine 

Hinweise, dass lokale Populationen von den Änderungen des Bebauungs-

planes (insbesondere der Anpassung von Baugrenzen) nachteilig betroffen 

sein könnten. Für die planungsrelevanten Arten ist die zu schützende öko-

logische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 5 

BNatSchG) nicht betroffen. 

Zur Vermeidung von Konflikten sind die gesetzlichen Verbotszeiten für Fäll- 

und Rodungsarbeiten zu beachten. Weiterhin sollte vor Abbrucharbeiten 

eine Kontrolle auf ein mögliches Vorkommen von Fledermäusen zur Ver-

meidung der Beeinträchtigung von Individuen durchgeführt werden. Auch 

ein Vorkommen von Individuen der Zauneidechse sollte vor Beginn von 

Bautätigkeiten überprüft werden. 

Die Anforderungen des Artenschutzes werden somit erfüllt. 


